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  Date, 13-12- 2013                                                                 
Frau Justizministerin persönlich vorzulegen !

Nur per Fax: (0511) 1 20 51 70

Niedersächsisches  Justizministerium
Justizministerin Frau Antje Niewisch-Lennartz
Am Waterlooplatz 1







30169 Hannover

Ihr Zeichen  4121 E-402. 518/13  Schriftsatz vom 10. Dezember 2013 von Dr. Hackner
Sehr geehrte Frau Justizministerin,
in der Anlage befindet sich ein Schriftsatz aus Ihrem Hause, den man getrost und erneuet als geistigen Dünnschiss oder Verdummung der Bürger öffentlich so nennen kann und der nicht einmal im Ansatz der Sach- und Rechtslage, wie hier vorliegend entspricht. 
Man muss an Hand solcher Schriftsätze und der unterzeichnenden Personen davon ausgehen, dass diese durch Plagiat ihre Promotion in Jura erlangt haben. Dieses geht besonders deutlich dadurch hervor, dass weder die Mitarbeiter des Justizministeriums, noch der Generalstaatsanwalt Fachkenntnis darüber haben, wie eine gerichtverwertbare Begründung gemäß Vorgabe der StPO, des BHG und des BVerfG, hier im Sinne des § 89 RiStBV an den Anzeigenerstatter auszusehen hat. 
Detaillierte richterliche Urteilsbegründungen, Bankbelege, Steuererklärungen und dazugehörende Dokumente/Gutachten des Finanzamtes sind homogene unangreifbare Beweise zu den Vorwürfen gemäß § 129 Abs.1 StGB mit §258a StGB gegen Staat und Justiz.
Justiz und Politik in Niedersachsen, bilden allein an Hand dieser unangreifbaren Beweismittel eine kriminelle Bande (*)im Sinne der § 129 Abs.1 StGB mit § 258a StGB, hier im Zusammenhang mit meinen Angelegenheiten und das Ganze seit 1988. Wie kann es gemäß Beamtengesetz sein, dass ein Niedersächsischer Beamter und der zu Verbrechen gegen das BtMG angestiftete, vor Gericht vorsätzlich gelogen hat, zum LOStA der StA Oldenburg befördert wurde (StA Verden Az. 103 Js3848/03) ?
Ganz abgesehen davon, dass keine reellen Ermittlungen durch die Justiz-behörden in fast allen Strafsachen stattgefunden haben, vor Gericht vorsätzlich erheblich gelogen, Beweismittel auf höchste Anweisung unterdrückt bzw. beschlagnahmt und danach vernichtet wurden, welches eine erneute Einsicht-nahme in die Ermittlungsakten unangreifbar beweisen dürfte. Das Ganze gedeckt und geduldet von den jeweiligen Landesregierungen CDU/SPD und dem Nieder-sächsischen Parlament. 
Hochachtungsvoll
Gerhard Krieg
* Leitsatz des BGH zum § 129 Abs.1 StGB              
 BGH GSSt 1/00 - Beschluss v. 22. März 2001 (LG Münster)

Leitsatz

Der Begriff der Bande setzt den Zusammenschluss von mindestens drei Personen voraus, die sich mit dem Willen verbunden haben, künftig für eine gewisse Dauer mehrere selbständige, im einzelnen noch ungewisse Straftaten des im Gesetz genannten Deliktstyps zu begehen. Ein "gefestigter Bandenwille" oder ein "Tätigwerden in einem übergeordneten Bandeninteresse" ist nicht erforderlich. (BGHSt) 
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